
815 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII.GP 

13. 6. 1973 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vpm XXXXXXXX, mit 
dem das Gesetz über Erwerbs- und Wii't­

schafts genossenschaften geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Erwerbs- und Wirtschafts­
genossenschaften vom 9. April 1873, RGBl. 
Nr. 70, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. Nt. 196/1964, wird wie folgt geändert: 

1. Der § 1 hat zu lauten: 

,,§ 1. Dieses Gesetz gilt für Vereine von nicht 
geschlossener Mitgliederzahl, die im wesentlichen 
die Förderung des Erwerbes oder der Wirtschaft 
ihrer Mitglieder bezwecken (Genossenschaften), 
wie für Kredit-, Einkaufs-, Verkaufs-, Konsum-, 
Verwertungs-, Nutzungs:, Bau-, Wohnungs- und 
Siedlungsgenossenschaften. 

Mittel· zur Förderung. kann auch die Beteili­
gung der Genossenschaft an juristischen Personen 
des Handels-, des Genossenschafts- und des Ver­
eins rechts sowie an Personengesellschaften des 
Handelsrechts sein, wenn diese Beteiligung· der 
Erfüllung des satzungsmäßigen Zweckes det Ge­
nossenschaft und nicht überwiegend der Erzie­
lung von Erträgnissen der Einlage dient." 

2. Nach dem § 5 wird folgende Bestimmung 
eingefügt! 

,,§ 5,a. Der Aufnahme in' den Genossen~chafts­
vertrag bedarf es, wenn die Genossenschaft zulas­
sen will 

1. die Ausdehnung des' Zweckgeschäfts auf 
Nichtmitglieder, wobei die sich aus dem § 1 
Abs. 1 ergebende Beschränkung ausdrücklich ,auf-
zunehmen ist, oder ' 

2. die Beteiligung an juristischen Personen des 
Handels-, des Genossenschafts- oder des Vereins­
rechts oder an Personengesellschaften des Han­
deisrechts·." , 

3. Der § 17 hat zu lauten: 

,,§ 17. Die Genossenschaft wird durch den 
Vorstand gerichtlich und außergerichtliclt, vertre­
ten. 

Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, 
so sind, wenn der Genossenschaftsvertrag, nicht 
anderes bestimmt, sämtliche Vorstandsmitglieder 
nur gemeinschaftlich zur Abgabe von Willens­
erklärungen und zur Zeichnung für die Genossen~ 
schaft befugt. Der Vorstand kann einzelne Vor­
standsmitglieder zur Vornahme bestimmter Ge­
schäfte oder bestimmter Arten von Geschäften 
ermächtigen~ Ist eine Willenserklärung der' Ge­
nossenschaft gegenüber abzugeben, so genügt die 
Abgabe gegenüber einem Vorstandsmitglied. 

Der Genossenschaftsvertrag kann, wenn der 
Vorstand aus mehreren Personen besteht, auch 
bestimmen, daß einzelne von diesen allein oder 
in Gemeinschaft mit einem Prokuristen zur Ver­
tretung der Genossenschaft befugt sind; es muß 
aber in jedem Fall die Möglichkeit bestehen, daß 
die Genossenschaft VOI):l Vorstand auch ohne 
die Mitwirkung eines Prokuristen vertreten 
werden kann. 

Der Vorstand hat in ,der Weise zu zeichnen, 
daß die Zeichnenden zu der Firma der Genossen­
schaft oder zu der Benennung des Vorstandes 
ihre Namensunterschrift hinzufügen." 

4. Der Abs. 1 des§ 24 hat :w lauten: 
"Die Genossenschaft hat einen Aufsichtsrat zu 

bestelleil. Dieser hat aus drei· Mitgliedern zu be­
stehen, sofern nicht der Genossenschaftsvertrag 
eine höhere Anzahl festsetzt. Die Aufsichtsrats­
mitglieder sind von den Genossenschaftern aus 
ihrer Mitte, mit Ausschluß der Vorstandsmitglie­
der, zu wählen. Die Bestellung zum Aufsichts­
ratsmitglied kann jederzeit widerrufen werden." 

5. An die Stelle des Abs. 2' erster Satz des 
§ 24 treten folgende Bestimmungen: 

"Der Aufsichtsrat hat' die Geschäftsführung 
der Genossenschaft in allen Zweigen der Verwal-
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tung zu überwachen, er kann sich vom Gang der 
Angelegenheiten der Genossenschaft unterrichten, 
deren Bücher und Schriften jederzeit einsehen 
und den Bestand der Genossenschaftskasse prüfen. 
Prokura darf nur mit seiner Zustimmung erteilt 
werden. 

6. Nach dem § 24 wird folgende Bestimmung 
eingefügt: 

,,§ 24 a. Ist der Aufsichtsrat nicht bestellt oder 
umfaßt er nicht wenigstens drei Mitglieder, so 
hat das Registergericht von Amts wegen zur Be­
stellung oder Ergänzung des Aufsichtsrats eine 
dreimonatige Frist zu bestimmen 'und, wenn die 
Frist fruchtlos verstrichen ist, für die Zeit bis 
zur Vornahme der Wahl die erforderlichen Mit­
glieder des Aufsichtsrats aus der Mitte der Ge­
nossenschafter selhst zu ernennen. 

Ist im Genossenschaftsvertrag eine höhere An­
zahl als drei Aufsichtsratsmitglieder festgesetzt, 
so hat das Registergericht die im Abs. 1 vorge­
sehenen Verfügungen zur Ergänzung bezüglich 
der die Zahl 3 übersteigenden Au'fsichtsratsmit­
glieder nur auf Antrag eines Genossenschafters zu 
treifen." 

7. Der § 32 hat zu lauten: 

,,§ 32. Im Fall der Beschlußunfähigkeit der 
Generalversammlung kann, wenn der Genossen­
schaftsvertrag dies nicht ausschließt, über die in 
der Tagesordnung angekündigten Gegenstände 
nach Abwarten einer Stunde ohne Rücksicht auf 
die Anzahl der anwesenden oder vertretenen 
Mitglieder (§§ 31, 33 Abs. 3 zweiter Halbsatz) 
beschlossen werden. Hierauf muß in der Einla­
dung hingewiesen worden sein. Die zur Beurtei­
lung der Beschlußfähigkeit erforderlichen Tat­
sachen sind im Protokollbuch (§ 34 Ahs. 2) fest­
zuhalten." 

Die Deckungspflicht vor der Auflösung der 
Genossenschaft ausgeschiedener Genossenschafter 
erstreckt sich auf alle Verbindlichkeiten der Ge­
nossenschaft, die vor dem Zeitpunkt entstanden 
sind, in dem ihr Ausscheiden in das Register der 
Mitglieder eingetragen worden ist." 

9. Der § 78 hat zu lauten: 

,,§ 78. Die Forderungen an einen Genossen­
schafter aus seiner Deckungspflicht verjähren in 
drei Jahren. Diese Frist beginnt im Fall der Auf­
lösung der Genossenschaft mit der Eintragung 
der Auflösung in das Genossenschaftsregister, im 
Fall des vorherigen Ausscheidens des Genossen­
schafters mit der Eintragung seines Ausscheidens 
in das bei der Genossenschaft zu führende Regi­
ster der Mitglieder (§ 14). Wird die Forderung 
eines Gläubigers, zu deren Befriedigung die 
Deckungspflicht eines Genossenschafters in An­
spruch genommen wird, erst nach diesen Zeit­
punkten fällig, so beginnt die Verjährung mit 
dem Eintritt der Fälligkeit oder dem frühesten 
Zeitpunkt, zu dem der Gläubiger seine Forde­
rung fälligsteUen kann. 

Die Deckungspflichtvor der Auflösung der 
Genossenschaft ausgeschiedener Genossenschafter 
erstreckt sich auf alle Verbindlichkeiten der Ge­
nossenschaft, die vor dem Zeitpunkt entstanden 
sind, in dem ihr Ausscheiden in das Register der 
Mitglieder eingetragen worden ist." 

10. Der Abs. 1 des § 79 hat zu lauten: 

"Der Geschäftsanteil des ausgeschiedenen Ge­
nossensmafters und das ihm sonst auf Grund des 
Genossenschaftsverhältnisses gebührende Gutha­
ben dürfen erst ein Jahr nach Ablauf des Ge­
schäftsjahrs ausgezahlt werden, in dem der Ge­
nossenschafter ausgeschieden ist." 

11. Der Abs. 2 des § 95 hat zu lauten: 

"Soweit dieses Gesetz nicht allde)"es anordnet, 
8. An die Stelle des Abs. 1 des § 55 treten ist mit seiner Vollziehung der Bundesminister 

. folgende Bestimmungen: fü,r Justiz betraat." 

"Die Forderungen an einen Genossenschafter 
aus se~ner Deckungspflicht verjähren in drei J ah­
ren. Diese Frist beginnt im Fall der Auflösung 
der Genossenschaft mit der Eintragung der Auf­
lösung in'das Genossenschaftsregister, im Fall 
des vorherigen Ausscheidens des Genossenschaf­
ters mit der Eintragung seines Ausscheidens in 
das bei der Genossenschaft zu führende Register 
der Mitglieder (§ 14). Wird die Forderung eines 
Gläubigers, zu deren Befriedigung die Deckungs­
pflicht eines Genossenschafters in Anspruch ge­
nommen wird, erst nach diesen Zeitpunkten 
fällig, so beginnt die Verjährung mit dem Eintritt 
der Fälligkeit oder dem frühesten Zeitpunkt, zu 
dem der Gläubiger seine Forderung fälligstellen 
kann. 

Artikel 11 

DurCh dieses Bundesgesetz werden für Genos­
senschaften geltende Bestimmungen in anderen 
Remtsvorschriften nicht herührt. 

ArtikelIlI 

§ 1. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 1. Jänner 
1974 in Kraft. 

§ 2.(1) Soweit der Genossenschaftsvertrag einer. 
am 1. Jänn.er 1974 bestehenden 'Genossenschaft 
diesem Bundesgeset:z ni'Cht entspridtt, ist &e An~ 
passung des Genossenschaftsvertrags zu beschlie~ 
ßen und spätestens am 31. Dezember 197-4 dem 
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Handelsgericht anzumelden (§ 9 des Gesetzes über 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften). Für 
den Beschluß genügt die einfache Mehrheit. Inner­
halb derselben Frist haben die Genossenschaften 
den Aufsichtsrat im Sinn dieses Bundesgesetzes zu 
bestellen. 

(2) Melden solche Genossenschaften (Abs. 1) 
einen diesem Bundesgesetz entsprechenden Ge-

_ nossenschaftsvertrag nicht rechtzeitig an, so ist 
ihnen eine Nachfrist von sechs Monaten zu setzen. 
In dem dies\:lezüglichen Beschluß ist für den Fall 
des fruchtlosen Verstreichens der Nachfrist 'die 
Auflösung' der Genossenschaft anzudrohen. Die 
Auflösung ist vom Handelsgericht von Amts 
wegen auszusprechen. Sie darf nur wegen solcher 

Mängel ausgesprochen werden, die in dem Be­
schluß, mit dem die Nachfrist gesetzt wurde, 
bezeichnet worden sind. Sie tritt mit dem Tag 
ihrer Eintragung in das Genossenschaftsregister 
in Wirksamkeit. 

§ 3. Der Art. I Z. 8 bis 10 gilt nicht für Ge­
nossenschaften, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes aufgelöst worden, und für Ge­
nossenschafter, die vor diesem Zeitpunkt ausge­
schieden sind. Auf sie sind die diesbezüglichen 
bisherigen Bestimmungen anzuwenden. 

Artikel IV 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
der Bundesminister fürjustiz betraut. 

Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
I 

Das Gesetz über Erwerbs- und Wirtschafts­
genossenschaften (im folgenden "Genossenschafts­
gesetz" genannt) vom Jahr 1873 hat die Genos­
senschaften nicht erst geschaffen, sondern fand 
entsprechende Verbände bereits vor, wie den 
Erläuterungen zum Gesetzesentwurf (96 der Bei­
lagen zu den stenographischen Protokollen des 
Abgeordnetenhauses VII. Sess., S. 1023) zu ent­
nehmen ist; so bestanden schon damals Vorschuß­
vereine, Konsumvereine und Produktivgenossen­
schaften in großer Anzahl als Vereinigungen von 
Arbeitern und kleine~ Handwerkern, die kein 
Kapital hatten und sich daher zur Schaffung der 
Betriebsgrundlagen vereinigen mußten. _ 

Diese Genossenschaftsbewegung ist durch das 
Genossenschaftsgesetz gesetzlich geregelt worden. 
Seither haben die GeilOssenschaften einen großen 
Aufschwung genommen: es sind nicht nur neue 
Arten von Genossenschaften außer den im Gesetz 
beispielsweise angeführten entstanden, sondern 
es hat sich auch die Art der Geschäftstätigkeit 
der Genossenschaften, besonders -auch die Größe 
ihrer Betriebe, gegenüber den vom Gesetzgeber 
des Jahres 1873 vorgefundenen ·wirtschaftlichen 
Erscheinungen sehr stark geändert. 

Die Gesetzgebung hat mit dieser Entwicklung, 
die am Wachstum der Wirtschaft, besonders in 
den letzten Jahrzehnten, sehr maßgebend betei­
ligt war und die seinerzeit nicht vorhergesehen 
werden konp.te, nicht Schritt gehalten. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf will nun die 
Entwicklung, die das österreichische Genossen­
schaftswesen genommen hat, einholen; er schlägt 

als vordringlich gewordene Teilreform und in 
Beachtung des Standes des Gesellschaftsrechts 
einige für die Genossenschaften notwendig ge­
wordene Ergänzungen des Genossenschaftsgeset­
zes vor. 

So soll beispielsweise die Zulässigkeit des Nicht­
mitgliedergeschäfts ausdrücklich festgelegt und in 
einer das Wesen der Genossenschaft berüCksich­
tigenden Weise geregelt werden. Die ,Rechtslage 
war in diesem Punkt seit langem unklar. Schon 
der Ausschußbericht zum Gesetzesentwurf vom 
15. Mai 1872 (159 der Beilagen zu den steno­
graphischen Protokollen des Abgeordnetenhauses, 
VII. Sess., S. 1396) hat aber gesagt: "Unser 
Gesetz legt dem. Konsumverein kein Hindernis 
in den Weg, auch an Nichtmitglieder zu ver­
kaufen, ... ", 

Ferner sollen die gesellschaftsrechtlichen Grund­
lagen für die in' der Regierungserklärung vom 
5. November 1971 verheißene Ausdehnung und 
Verbesserung der "Mitbestimmung in wirtschaft­
lichen Angelegenheiten" gesichert werden. Für 
Genossenschaften wird daher ein Aufsichtsrat 
zwingend vorgeschrieben, damit die gesetzliche 
Grundlage für die im § 115 des geplanten Arbeits­
verfassungsgesetzes (Arb VG) vorgesehene Ent~ 
sendung von Arbeitnehmervertretern in den Auf­
sichtsrat geschaffen werde. 

Da bei der vielfach bestehenden Nämlichkeit 
von Genossenschaftern und Arbeitnehmern eine 
Anknüpfung an eine Mindestanzahl Von Arbeit­
nehmern als Voraussetzung für die Bestellung 
eines Aufsi"chtsrats der Rechtsform der Genossen­
schaft wesensfremd wäre, beschränkt sich der 
Gesetzesentwurf darauf, die bisherige Kann-Be-
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stimmung für' die Bestellung eines Aufsichtsr~ts 
(§ 24 Abs. 1 GenG) durch eine Muß-Bestimmung 
zu ersetzen: In, der Praxis wird diese Änderung 
keine große Bedeutung haben, weil die Genossen7 
schaften schon heute das Bedürfnis ,nach einem 
Aufsichtsrat erkannt haben und daher in ihren 
Verträgen nahezu. lückenlos einen Aufsichtsrat 
vorsehen. 

Weitere Änder.ungendes Genossen'schaftsrechts, 
die noch zut Erörterung 'stehen, aber nicht' so 
vordringlich sind, bleiben einer umfassenden Neu­
ordnung vorbehalten. 

II 

Die Durchführung des entworfenen Bun-oes­
gesetzes wird, besonders weil die Mitwirkung des 
Registergerichts bei der Einführung eines obliga­
torischen Aufsichtsrats wegen der eben genannten 
Praxis nur selten zum Zug kommen wird, weder 
einen ins Gewicht fallenden vermehrten Verwal­
tungsaufwand noch erhöhte Verwaltllngsko~ten 
verursachen. 

Die Zuständigkeit des Bundes für das Genos­
senschaftsrecht gründet sich auf den Art. 10 Abs. 1 
Z.6B-VG. ' 

Zur Z. 1 

Zum § 1 

Besonderer Teil 

Zum Artikel I 

1. Die, überalterung einzelner Anordnungen 
des Genossenschaftsrechts trifft besonders auf die 
im§ 1 des Genossenschaftsgesetzes vorgesehene 
"Gemeinschaftlichkeit des Geschäftsbetriebes" zu. 
Diese Voraussetzung ist .offenbar auf den vom 
Gesetzgeber zur Zeit der Ausarbeitung des Ge­
nossenschaftsgesetzes in der damaligen Wirtschaft 
wahrgenommenen Sachverhalt (außer Konsum­
und Vorschußvereinen vor allem Produktivge­
nossenschaften) zurückzufiihren, den er für 
typisch hielt, ohne seine Kurzlebigkeit damals 
schon erkennen zu können. Heute aber gibt es, 

. von denProduktivgenossenschaften abgesehen, 
kaum eine Genosserischaft, bei der das untet­
nehmensnotwendige Arbeitsvolumen -von den 
Mitgliedern als persönliche Leistung beigesteIlt 
wird. Regel ist vielmehr, daß die mittätigen 
Mitglieder nur einen Bruchteil der von den Be­
schäftigten zu leistenden Gesamtarbeitsstunden 
beisteuern. 

Durch die Su:eichung des Erfordernisses des 
gemeillschaftlichen Geschäftsbetriebs wird der 
Wortlaut des Gesetzes den bestehenden Ta,tsachen 
und einem Bedürfnis des Lebensangepaßt. , ' 

2. Das Erfordernis des gemeinsChaftlichen Ge­
schäftsbetriebs wird auch dafür vorgebracht, daß 
Genossenschaften ihre Einrichtungen grunds ätz-

lieh nur ihren Mitgliedern zur Verfügung stellen 
und Nichtmitgliedergeschäfte nicht der Gewinn­
erziel,ung dienen dürften. Die Streichung dieses 
Erfordernisses soll daher auch eine beschränkte 
Zulässigkeit des Nichtmitgliedergeschäfts aus­
drücken. Das wird zusätzlich auch durch die 
Einfügung der Wörter "im wesentlichen" klarge-, 
stellt. Es ergibt sich also einerseits, daß eine Ge­
winnerzielung für Genossenschaften nicht wesens­
notwendig ist, und andererseits, daß Genossen­
schaften ihre Zweckgeschäfte, 'ohne daß dadurch 
das Wesen der Genossenschaft betroffen wird, 
auch mit Nichtmitgliedern schließen können. Daß 
aber trotzdem bei solchen Geschäften der ge­
nossenschaftliche Gedanke (Förderung des Er­
werbes oder der Wirtschaft der Mitglieder) ge­
wahrt werden muß, wird durch den rieuen § 5 a 
Z. 1 erhärtet, der die Ausdehnung des Zweck­
geschäfts auf Nichtmitglieder ausdrücklich davon 
abhängig macht, daß die im § 1 Abs. 1 enthaltene 
Beschränkung in die Satzung aufgenommen wird. 
Die satzungsmäßige Regelung des Nichtmitglie­
dergeschäfts wird dadurch auch der Prüfung durch 
das Registergericht unterworfen. 

Auch die Ausdehnung auf das Nichtmitglieder­
geschäft folgt einem dringenden Bedürfnis. Die 
österreichische Rechtsprechung hat sich bisher, 
wenn auch in nicht ganz befriedigender Weise, 
dadurch zu helfen gewußt, daß sie sich auf den 
Standpunkt st~llte, das Erfordernis' des gemein­
schaftlichen Geschäftsbetriebs schließe die "gele­
gentliche und aushilfsweise", Schließung der 
Zweckgeschäfte der Genossenschaft mit Nicht­
mitgliedern nicht aus (so der OGH 14. 12. 1915 
Nowak NF 1681, SpR 253). 

Für manche Arten von Genossenschaften kom­
men Nichtmitgliedergeschäfte aus verschiedenen 
Gründen kaum in Betracht. Ein ausdrückliches 
Verbot von Nichtmitgliedergeschäften ,ist zwar 
für Kreditgenossenschaften gefordert worden, 
scheint jedoch dem Bundesministerium für Justiz 
nicht nötig. Die vorgeschlagene Novelle' soll ja 
die Zulässigkeit von Nichtmitgliedergeschäften 
von Kreditgenossenschaften' nicht erweitern, son­
dern im Gegenteil einschränken. Schon das gel­
tende Recht erlaubt nach herrschender Lehre und 
Rechtsprechung "Nichtmitgliedergeschäfte von 
Kreditgenossenschaften (siehe OGH ACl. 2806); 
nur der zulässige Umfang ,solcher Geschäfte ist 
fraglich; er soll durch die vo,rgeschlagerie Geseti­
änderung näher bestimmt,' nämlich durch die 
Wendung "im wesentlichen" beschränkt werden. 
Während sich ferner nach geltendem Recht die 
Zulässigkeit vori Nichtmitgliedergeschäften schon 
unmittelbar aus dem Gesetz, ergibt, sollen in 
Hinkunft Nichtmitgliedergeschäfte nur zulässig 
sein, wenn ,·der Genossenschaftsvertrag . solches 
ausdrücklich bestimmt und dabei auch ausdrück­
lich ,die von der Getiossenschaft einzuhaltenden 
Grenzen des, Umf;mgs' von Nichtmitgliederge-
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schäften umschreibt (siehe die Z. 2 - betreffend 
den § 5 a - und die Erläuterungen dazu). Ver­
schiedene Rechtseinrichtungen (wie etwa die Revi­
sionsverbände und ihre Satzungen sowie abgaben­
rechtliche Bestimmtingen) haben Kreditgenossene 
schaften schon bisher gehindert, Kredite an Nicht­
mitglieder zu vergeben; daran dürfte sich auch in 
Hinkunft nichts ändern. Es ist nicht anzunehmen, 
daß Satzungen von Kreditgenossenschaften statt 
wie bisher' die U n z u lässigkeit von Nichtmit­
gliedergeschäften in Hinkunft deren Z u lässigkeit 
ausdrücklich vorsehen werden. 

3. Die' Novelle bietet die Gelegenheit, die 
beispielsweise Aufzählung der Genossenschafts­
arten neu zu' gestalten, wobei besonders die Ein­
und Verkaufsgenossenschaften ausdrücklich ge­
nannt werden. 

4. Der Oberste Gerichtshof hat wiederholt aus­
gesprochen, daß das Genossenschaftsgesetz keine 
ausdrückliche Bestimmung über die Zulässigkeit 
oder das Verbot einer Beteiligung der Genossen­
schaft an einer Personen- oder Kapitalgesellschaft 
enthalte (EvBI. 1966/477 = SZ 39/110; HS 5548/ 
47). 

Zur Förderung einer gedeihlichen Entwicklung 
der Genossenschaften wird nunmehr in einem 
neuen Abs. 2 des § 1 das Recht einer Genossen­
schaft, sich an anderen Unternehmen zu betellig~n, 
mit den Vorbehalten anerkannt, daß die ange­
strebte Beteiligung dem För'derungszweck der 
betreffenden Genossenschaft entsprechen muß und 
daß sie nicht überwiegend der Erzielung von Er­
trägnissen aus der Beteiligung' dient. Die Formel 
"Erzielung von Erträgnissen der Einlage" soll 
einerseits klarstellen, daß die Beteiligung zwar 
nicht vorwiegend dem Kapitalertrag der mit der 
Beteiligung verbundenen Einlage dienen darf, daß 
aber, andere Vorteile für die Genossenschaft -
etwa eine gesicherte Absatzmöglichkeit - zuläs­
sig sind, und andererseits, daß nur ein Ertrag, 
nicht aber die Erzielung von Gewinnen Ziel der 
Tätigkeit der Genossenschaft sein darf. Ohne die 
Vorbehalte könnte 'der Förderungszweck der Ge­
nossenschaft gegenüber der reinen Ertrags­
wirkung aus Geschäften, die mit dem satzungs­
mäßigen Zweck der Genossenschaft in keinem 
unmittelbaren Zusammenhang stehen, in den 
Hintergrund treten. 

Die Zulassung der Beteiligung bedarf der Auf­
nahme in den Genossenschaftsvertrag (§ 5 a Z. 2), 
wodurch schon diese Zulassung der Prüfung durch 
das Registergericht unterworfen wird. 

Zur Z.2 

Zum § 5 a 

Um jeden Zweifel über das Nichtmitglieder­
geschäft und die Beteiligungen auszuschließen und 
z]Jgleich dem Registergericht eine Prüfungsmög­
lichkeit zu geben, bedürfen solche Erweiterungen, 

des Geschäftsbetriebs der Aufnahme in den Ge­
nosserischaftsvertrag. 

Im übrigen ist der Inhalt des § 5 a bereits zu 1 
mitbesprochen worden. " 

Zur Z.3 

Zum § 17 

Die Genossenschaften haben bei der Vorberei­
tung des vorliegenden Gesetzesentwurfs den 
Wunsch nach der Mögiichkeit geäußert, einen 
Prokuristen derart zu bestellen, daß er nur in 
Gemeinsch-aft mit einem (oder mehreren) Vor­
standsmitgliedern vertretungsbefugt ist. 

Daß die Vertretung einer juristischen Person 
dergestalt geregelt werden kann, daß sie entweder 
durch mehrere zur gesetzlichen Vertretung be­
rufene Organwalter gemeinschaftlich oder durch 
mehrere Prokuristen gemeinschaftlich, schließlich 
aber auch durch solche Organwalter und Proku­
risten gemeinschaftlich vertreten werden kann 
(gemischte Vertretung), ist unbestritten. Unbe­
stritten ist auch, daß die Vertretungsmacht des, 
zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organs 
nicht dergestalt beschränkt werden darf, daß es 
zur Vertretung immer der Mitwirkung eines 
Prokuristen bedarf. 

Hingegen ist strittig, ob ein Prokurist derart 
bestellt werden darf, daß er nur in Gemeinschaft 
mit einem zur gesetzlichen Vertretung berufenen 
Organwalter zur Vertretung ermächtigt ist. 

Ein wirtschaftliches Bedürfnis nach der von 
den Genossenschaften gewunschten Regelung ist 
nicht von der Hand zu weisen. Tatsächlich ist 
auch schon wiederholt an das Bundesministerium 
für Justiz der Wunsch nach einer entsprechenden 
Ergänzung des Handelsgesetzbuchs (im' folgen­
den "HGB" genannt) herangetragen worden;, be­
sonders die Rechtsanwaltschaft hat auf dieses 
Anliegen der Wirtschaft aufmerksam gemacht. Zu 
denken ist besonders ,an den Fall, daß eine Ge­
sellsdlaft durch zwei Vorstandsmitglieder gemein­
schaftlich vertreten wird und für den Fall der 
Verhinderung eines von ihnen die Möglichkeit 
gesdlaffen werden soll, daß der andere die Ge­
sellschaft gemeinsam mit einem Prokuristen ver­
tritt, ohne daß jedoch einem Prokuristen eine 
selbständige Vertretungsmacht eingeräumt wer­
den soll. Besonders wichtig könnte eine solche 
Lösung für Genossenschaften und für Personen­
gesellschaften sein; während nämlich eine AG 
oder eine GmbH für den Fall der Verhinder~ng 
eines der beiden Vorstandsmitglieder immerhin 
noch dadurch vorsorgen könnte, daß der als 
Prokurist Gedachte zum (Ersatz-)Mitglied des 
Vorstandes bestellt wird, könnte eine Genossen­
schaft oder eine Personengesellschaft Personen, 
die nicht Mitglieder sind, nicht mit einer solchen 
gesetzlichen Vertretungsm;icht ausstatten-, son­
dern bloß mit Prokura. 
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Ein Bedürfnis nam einer solchen Regelung 
besteht nicht nur _bei den. Genossenschaften, son­
dern auch bei den Gesellschaftsformen des Han­
delsrechts. Die zu regelnde Frag~. ist daher eine 
für das ganze Handelsrecht gemeinsame. Im ur­
sprünglichen Entwurf einer Novelle zum Genos­
senschaftsgesetz war auch eine diesbezügliche klar­
stellende Bestimmung für das HGB vorgesehen. 
Da aber eine solche. allgemeine und allgemein zu 
regelnde Frage nur in einer allgemeinen Bestim­
mung und nicht in einer Sonderbestimmung für 
einen Einzelfall .gelöst werden soll (vgl. dazu 
Bydlinski, Arbeitsrechtskodifikation und allge­
meines Zivilrecht), wird, um den geäußerten Be­
denken gegen leges fugitivas Rechnung zu tragen, 
vorerst in das Genossenschaftsgesetz nur eine dem 
§ 71 Abs. 3 erster Satz des Aktiengesetzes 1965 
(im folgenden "AktG 1965" genannt) nachgebil­
dete Regelung eingefügt, die bloß klarstellen soll, 
daß die gemischte Vertretung an sich zulässig ist, 
daß aber die Genossenschaft unabhängig vom 
Prokuristen handlungsfähig bleiben muß. Die 
weitere KlarsteIlung, daß ein Prokurist auch der­
art bestellt werden kann, daß er nut in Gemein­
schaft mit einem zur gesetzlichen Vertretung be­
rufenen Organ zur Vertretung ermächtigt ist, 
soll als allgemeine Bestimmung in das HGB an­
läßlich einer Novellierung aufgenommen werden. 

Der geltende § 17 des Genossenschaftsgesetzes 
paßt allerdings nicht zur Begriffsbildung, die für 
das geltende Recht durch das AktG 1965 vorge­
zeichnet ist. Der geltende Gesetzestext verwendet 
den Begriff der "Zeichnung" teils nur für die 
Form der Unterfertigung von Urkunden wie das 
AktG 1965 (im letzten und offenbar auch im 
ersten Satz), teils für die Vertretung der Gesell­
schaft überhaupt (im zweiten Satz; vgl. OGH 
ZBl. 1917/192). Die Regelung unterscheidet auch 
nicht zwischen aktiver und passiver Vertretung 
der Gesellschaft. Anläßlich der erwähnten inhalt­
lichen Ergänzung der Bestimmung wird daher 
auch der geltende Teil des § 17 den §§ 71 und 72 
des AktG 1965 angepaßt. 

Zur Z. 4 

Zum § 24 Abs. 1 

Die seit dem Jahr 1873 bestehende bloße Mög­
lichkeit, einen Aufsichtsrat zu bestellen, ist im 
Zusammenhang mit der noch älteren bloßen 
Möglichkeit für die Bestellung eines Aufsichts­
~ts für Aktiengesellschaften, Art. 225 AHGB, 
RGBl. Nr. 1/1863 erklärbar (vgl. Neudörfer, 
Handbuch für Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen­
schaften 2 zum § 24). Die Entwicklung des Aktien­
rechts bestätigt das Bestreben, die Einrichtung 
für notwendig angesehener Kontrollorgane zur 
Pflicht zu machen (siehe das seinerzeitige Aktien­
gesetz 1937 und das geltende AktG 1965). 

Die Notwendigkeit eines Aufsichtsrats für Ge­
nossenschaften ist 'vom deutschen Gesetzgeber in 
den §§ 9 Abs.l und 36 Abs. 1 des deutschen 
-Gesetzes, betreffend die Erwerbs- und Wirt­
schaftsgenossenschaften, verwirklicht. In der "Be­
sonderen Begründung'~ zum Entwurf dieses Ge­
setzes (Amtliche Ausgabe 1888) wird gesagt: "Der 
Aufsichtsrat, als ständiges Kontrollorgan der Ge­
nossenschaft, ist nach dem geltenden Rechte nur 
fakultativ. Derselbe kann jedoch bei keiner Ge­
nossenschaft entbehrt werden und ist deshalb 
zu einer obligatorischen Einrichtung zu mamen. 
Bei der Zahl von drei Mitgliedern kann aum 
kleineren Genossenschaft~n die Besetzung dessel­
ben nicht schwer werden." 

Die Unentbehrlichkeit eines Aufsichtsrats zeigt 
sich auch in Osterreich allein daraus, daß die 
Genossenschaften in ihren Verträgen nahezu 
lückenlos einen Aufsichtsrat festgesetzt haben. 

Im übrigen ist auf die Ausführungen im All­
gemeinen Teil zurückzuverweisen. 

Zur Z. 5 

Zum § 24 Abs. 2 

Der neue erste Satz des Abs. 2 des § 24 ist nur 
sprachlich an den neuen Abs. 1 angepaßt worden. 

Durch die Einfügung des Satzes, daß die Be­
stellung von Prokuristen von der Zustimmung 
des Aufsichtsrats abhängig ist, sollen die Auf­
sichtsbefugnisse des AufsiChtsrats in einer wichti­
gEm Angelegenheit erweitert werden, was eben­
falls einem Wunsch der Genossensmaften ent­
spricht. 

Diese neue Bestim~mung berührt die Regelung 
der Vertretung der Genossenschaft nicht. Die 
Erteilung der Prokura ist als Vertretungshand­
lung Sache des Vorstandes; ein Fehlen der Zu­
stimmung des Aufsichtsrats macht die Bestellung 
des Prokuristen nieht unwirksam, sondern nur 
im Innenverhältnis unzulässig. 

Zur Z. 6 

Zum § 24 a 

Die dem Registergericht eröffnete Möglichkeit, 
bei Nichtbeachtung der Bestimmungen für die 
Bestellung eines Aufsichtsrats einzuschreiten, hat 
ihr Vorbild im § 31 GmbHG. 

Durch die Worte "aus der Mitte der Genossen­
schafter" wird klargestellt, daß das Registerge­
richt nur im Rahmen gesellschaftsrechtlicher, aber 
nicht arheitsverfassungsrechtlicher Bestimmungen I 

tätig zu sein hat, und zugleich der Zusammen-' 
halt mit dem § 24 Abs. 1 verdeutlicht. 
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ZurZ.7 

Zum § 32 

Die bisher im § 32 vorgeschriebene Einberu­
fung der "zweiten" Generalversammlung, wenn 
die erste beschlußunfähig ist, soll beseitigt wer~ 
den, um eine raschere Beschlußfassung in drin­
genden Angelegenheiten zu ermöglichen. Schutz­
würdige Anliegen der Genossenschafter werden 
hierdurch nicht verletzt, da diesen ja die Teil­
nahme "an der Generalversammlung gesichert 
bleibt. 

Zur Z. 8 und 9 

Zu den §§ 55 und 78 

1. Die vorgeschlagene Knderung des § 1 (siehe 
Z. 1) bedeutet eine Knderung der Stellung der 
Genossenschaften unter den wirtschaftlichen Ver­
einigungsfornien. Vor allem der Entfall der im 
geltenden § 1 enthaltenen Beschränkung, daß die 
Genpssenschaft (ausschließlich und nicht bloß "im 
wesentlichen") die Förderung des Erwerbes oder 
der Wirtschaft ihrer Mitglieder "mittels gemein­
schaftlichen Geschäftsbetriebes oder mittels Kre­
ditgewährung bezwecken" müsse, nähert sie den 
Kapitalgesellschaften und den Personengesell­
schaften . des Handelsrechts (vgl. dazu Demelius, 
Probleme des österreichischen Genossenschafts­
rechtes, in: Die Genossenschaften in der öster-

. reichischen Wirtschaft der Gegenwart, Tagung des 
Forschungsinstitutes für Genossenschaftswesen an 
der Universität Wien, 1954, 73, und die Erörte­
rung in der BRD über eine ähnliche Knderung 
des Genossenschaftsrechts, vor allem Westermann 
Zur Reform des Geilossenschaftsgesetzes, Erfah~ 

-rungen in der Bundesrepublik Deutschland, Wien 
1967, und das dort angeführte Schrifttum). Die 
Genossenschaften werden voraussichtlich am 
Wirtschaftsleben in gleicher Weise teilnehmen wie 
diese Gesellschaftsformen; die Genossenschaft ent­
wickelt sich damit in ihrem äußeren Auftreten 
von einer bloßen Selbsthilfeorganisation zu einem 
den Handelsgesellschaften ähnlichen Rechtsträger. 
Die rechtliche . Einrichtung der Genossenschaft 
sollte deshalb einen gleichwertigen Gläubiger­
schutz gewährleisten wie bei diesen Handelsge­
sellschaften; für diese Forderung spielt es kein'e 
Ralle, ob die vorgeschlagene Knderung des §, 1 
die eben angedeutete Entwicklung im Genossen­
schaftswesen einleiten oder ob diese Knderung 
des § 1 bloß einer bereits eingetretenen Entwick­
lung in dieser Richtung Rechnung tragen soll. 
Tatsädl1ich entspricht aber der Gläubigerschutz 
des geltenden Genossenschaftsrechts - wenigstens 
de iure - weder dem Gläubigerschutz der einen 
noch dem der anderen Art von Handelsgesell­
schaften. 

2. In ihrer rechtlichen Organisation und ihrer 
Haftungsgrundlage stehen die Genossenschaften 
zwisChen den Kapitalgesellschaften und den Per-

sonengesellschaften. Bei diesen bietet die persön­
liche - wenn auch unter Umständen betrags­
mäßig beschränkte - Haftung der Mitglieder' 
eine entsprechende wirtschaftliche Sicherheit; bei 
jenen ist es ein gewisser Mindestbestand. an Ein­
lagen, dessen ursprüngliche Höhe und weiteres 
Vorhandensein nach Möglichkeit rechtlich ge­
sichert und durch Eintragung in das Handels­
register und regelmäßige Veröffentlichung der 
Jahresabschlüsse für jedermann einigermaßen zu 
überblicken sind. An einem Garantiekapital fehlt 
es nun bei der Genossenschaft; die Mindestzahl 
der Genossenschafter und damit die Mindest­
summe der Einlagen ist zwar strittig, selbst nach 
der strengsten Meinung kann aber eine Genos­
senschaft mit einem Eigenkapital' von 30 S ent­
stehen oder weiterbestehen. Dazu kommt, daß 
der Genossenschaft die Verteilung des J ahres­
gewinns auch dann nicht verboten ist, wenn aus 
früheren Jahren Verluste bestehen, daß also von 
Gesetzes wegen Gewinne weder zur Verlustdek-­
kung noch zur Rücklagenbildung verwendet wer­
den müssen (Demelius, Gläubigerschutz und Gläu­
bigerbefriedigung, Ein Beitrag zum österreichi­
schen Geossenschaftsrech t, Göttingen 1955, 9 ff.). 
Im Vergleich zu den Personengesellschaften wiede­
rum ist die Haftung der Genossenschafter sehr ein­
geschränkt: die dem ursprünglichen, "klassischen", 
Selbsthilfegedanken entsprechende Genossenschaft 
mit unbeschränkter Haftung weicht immer mehr 
der Genossenschaft mit beschränkter Haftung. 
Selbst bei den Genossenschaften mit unbeschränk­
ter Haftung erlischt die Haftung zwei Jahre nach 
dem Austritt eines Genossenschafters (§ 55 mit 
§ 73 Genossenschaftsgesetz - zu dessen Weiter­
geltung siehe unten), bei Genossenschaften mit be­
schränkter oder mit Geschäftsanteilshaftung sogar 
in der halben" Zeit und unabhängig von der 
Fälligkeit der betreffenden Forderung (§ 78). Es 
besteht also die, Gefahr, daß bei ungünstiger 
wirtschaftlicher Lage einer Genossenschaft die 
Genossenschafter in größerer Anzahl austreten, 
dadurch das Eigenkapital der Genossenschaft noch 
verringert wird und die Haftung der Genossen­
schafter - in Höhe der zurückerhaltenen Einlage 
und des weiteren Haftungsbetrags - in einem 
Zeitpunkt. erlischt, in dem der Gläubiger die 
ungünstige wirtschaftliche Lage der Genossen­
schaft noch nicht bemerken konnte (so auch 
Pohle, Genossenschaften ohne Haftpflimt, in 
Klein, Pohle, Seraphim, Westermann, Aktuelle 
Probleme des Genossenschaftswesens, Göttingen 
1957, 13). 

3. Tatsämlich smeint zwar derzeit der Gläubi~ 
gerschutz dadurch hinreichend gewährleistet, daß 
- gemäß dem Grundgedanken der Genossen­
schaftsnovellen 1934 und 1936 (BGBl. II Nr. 195/ 
1934 und 386/1936.) - fast alle Genossensmaften 
in Revisionsverbänden zusammengeschlossen sind 
und diese Verbände nicht bloß die Tätigkeit 
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-
und die wirtschaftliche Lage der Genossenschaften 
prüfen, sondern die Genossenschaften auch bei 
ihrer Tätigkeit beraten; diese Form der Zusam­
menarbeit und ein Sys~em gemeinsamer Rück­
lagen bewirken wohl, daß derzeit kaum ein 
Gläubiger einer Genossenschaft gefährdet ist. 

Nun sieht aber der § 2 Abs. 2 der Genossen­
schaftsnovelle 1934 die Möglichkeit der Nachsicht 
der Zugehörigkeit zu einem Revisionsverband 
vor. Solche Ausnahmen sind bisher nicht erteilt 
worden; in jüngster Zeit sind aber mit solcher 
Nachsicht einige verbandsfreie Genossenschaften 
gegründet worden, und es ist zu erwarten, daß 
nach diesen Beispielsfällen eine größere Anzahl 
verban'dsfreier Genossenschaften folgen wird. 

überdies ist es nicht befriediogend, den Gläubi­
gerschutz im wesentlichen einem tatsächlichen Zu­
stand zu überlassen, dessen Bestand, gesetzlich 
nicht gesichert ist. Es könnte auch gerade der 
enge wi'rtschaftliche Zusammen schluß der meisten 
Genossensdlaften zur Folge haben, daß der wirt­
schaftliche Verfall einer oder weniger Genossen­
schaften Zahlungsschwierigkeiten einer größeren 
Anzahl anderer Genossenschaften nach sich zieht. 

4. Die Verbesserung des Gläubigerschutzes 
wäre nun auf zwei Wegen zu erreichen. 

Einerseits könnte für die Genossenschaften wie 
für die Kapitalgesellschaften ein gewisses Min­
destkapital (und damit eine bestimmte Mindest­
zahl von Genossenschaftern) ·vorgeschrieben wer­
den (so Petzold in Zeitschrift für das gesamte 
Genossenschaftswesen 1955,54/68, und Schultze-
v. Lasa~lx, ebendort 176/196). D 

Dem Grundgedanken der Genossenschaft 
dürfte es aber besser entsprechen, den freien Ein­
und Austritt von Mitgliedern grund~ätzlich 
offenzulassen, dafür aber die Haftung (oder bes­
ser die Deckungspflicht) des Genossenschafter~ 
der eines Gesellschafters einer Personengesell­
schaft des Handelsrechts anzugleichen. Wegen der 
in der Regel größeren Anzahl der Genossen­
schafter scheint zwar die Haftungsregelung der 
Personengesellschaft, die Notwendigkeit des Zu­
griffs auf eine Vielzahl von haftenden Mitgliedern, 
ungünstig; dieser Nachteil wird aber durch die 
Bestimmungen Über die Verwirklichung dieser 
Deckungspflicht in der Genossenschaftskonkurs­
verordnung (RGBl. Nr, 105/1918) beseitigt. 

Damit diese Deckungspflicht den Gläubigern 
tatsächlich einen entsprechenden Schutz bietet, 
müssen einerseits die Gläubiger jederzeit die 

'Möglichkeit haben, sich einen überblick über 
den Umfang dieser Deckungspflichten zu ver­
schaffen, und andererseits müssen die Deckungs­
pflichten noch so lange nach dem Ausscheiden 
jedes Genossenschafters weiterbesteben, daß den 
Gläubigern ab einem auffallenden Mitglieder-

rückgang und ab den Ursachen eines wirtschaft­
lichen Verfalls der Genossenschaft (die mangels 
Bilanzveröffentlichung nicht sofort erkennbar 
werden) noch hinreichend Zeit zur Durchsetzung 
der Deckungsansprüche bleibt. 

Den überblick über den Mitgliederstand bietet 
nun die Mitgliederliste, die bei der Genossenschaft 
zu führen ist und in die jedermann Einsicht 
nehmen darf (§ 14 Genossenschaftsgesetz). Eine 
Vermehrung dieser Publizität auf das Maß, wie 
es etwa bei einer Kommanditgesellschaft besteht, 
wäre wünschenswert; würden die Genossenschaf­
ter in das Genossenschaftsregister eingetragen, 
so müßte nicht in die Mitgliederliste bei der 
Genossenschaft Einsicht genommen werden, 
sondern es genügte ein Einblick in das Genossen­
schaftsregister (diese Registereintragungen aus' 
ganz österreich werden regelmäßig' im Druck 
veröffentlicht), Änderungen würden jeweils 
öffentlich bekanntgemacht (§ 10 HGB).' Wegen 
der. großen Anzahl und des in' der Regel 
doch' viel häufigeren Wechsels von Mit­
gliedern kommt aber wohl eine Eintragung in das 
Register nicht in Betracht;, selbst eine bloße 
Mitteilung der jeweiligen Genossenschafterliste an 
das 'Registergericht, ähnlich wie sie der § 26 
Abs. 3 GmbHG für diese Gesellschaftsform vor­
sieht, wäre sowohl für die Genossenschaft als auch 
für das Gericht ein Aufwand, der in keinem 
Verhältnis zum Vorteil der Gläubiger stände. 
Man wird sich also damit zufriedengeben können, 
daß der Stand der Genossenschafter und der 
Stand der (noch -aufreChten) Deckungspflichten 
nur bei der Genossenschaft zu erheben ist. 

Um so mehr müßte aber der Zeitraum, durch 
den die Deckungspflicht weiterbesteht, minde­
stens der kurzen bürgerlich rechtlichen Verjäh­
rurtgsfrist von drei Jahren angepaßt werden. Daß 
der geltende Zeitraum von einem Jahr (bei der 
Genossenschaft mit beschränkter Haftung) nicht 
ausreicht, ergibt sich schon aus der überlegung, 
daß sich ein wirtschaftlicher Verfall im Rech­
nungsabschluß erst wesentlich später zeigt. Schei­
det etwa ein Genossenschafter wegen irgendwel­
cher Vorgänge, von denen er eine wirtschaftliche 
Beeinträchtigung der Genossenschaft befürchtet, 
mit dem Anfang 1972 aus der Genossenschaft 
aus, so wird sich die nachteilige Entwicklung 
der wirtschaftlichen Lage der Genossenschaft erst 
aus einem Rechnungsabschluß ergeben, der Mitte 
1973, vielleicht sogar Ende 1973, also eineinhalb 
bis zwei Jahre später, fertiggestellt wird. Da der 
Gläubiger diesen Rechnungsabschluß nicht sieht, 
kann es noch länger dauern, bis er aus äußeren 
Anzeichen auf einen wirtschaftlichen Verfall der 
Genossenschaft schließen kann. 

Ein weiterer gesetzestechnischer Grund, die 
Fortdauer der Haftung eines ausgeschiedenen 
Genossenschafters neu zu regeln, ist im übrigen, 
daß für die Genossenschaft mit beschränkter 
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Haftung die Fristbestimmung selbst (§ 73 Genos­
senschaftsgesetz) aufgehoben worden ist und nur 
im Wege der Auslegung erschlossen werden kann, 
daß die im § 55 Genossenschaftsgesetz genannte 
Verjährungsfrist noch immer die zweijährige 
Frist des aufgehobenen § 73 ist (vgl. Demelius 26, 

Handelsgesetzbuch und Handelsrechtliche Neben­
gesetze 641, Anm. zum § 55 Genossenschafts­
gesetz). Durch die Änderung . der §§ 55 und 78 
ist die Frist nun wieder unmittelbar im geltenden 
Gesetz geregelt. 

5. Die Abs. 1 der bei den vorgeschlagenen Be­
stimmungen sind, entsprechend dem Gesagten, 
dem § 159 des HGB und dem aufgehobenen § 73 
des GenossensCbaftsgesetzes nachgebildet. Unter~ 
schiede ergeben sich aus der anderen Gestaltung 
der Haftung des Genossenschafters nach gelten­
dem Recht gegenüber der eines Personengesell­
schafters und der Haftung eines Genossen­
schafters nach der Rechtslage vor dem Inkraft" 
treten der Genossenschaftskonkursverordnung. 
Der Handelsgesellschafter und nach früherem 

. Recht der Genossenschafter haften dem Gläu­
biger für des sen. Forderung; die Forderung 
gegen 'den Gesellschafter oder den Genossen­
schafter ist gleich der Forderung gegen die 
Gesellschaft. Nach geltendem Recht haftet der 
Genossenschafter nur kraft seiner Deckungs­
pflicht, die Forderung ('der Genossenschaft) gegen 
ihn ist nicht gleich der Forderung des Gläubigers, 
zu deren Befriedigung die Deckungspflicht ver­
wirklicht werden soll. 

Des Falles, daß die Forderung gegen den Genos-
. senschafter einer kürzeren als der vorgesehenen 

dreijährigen Verjährungsfrist unterliegt, braucht 
daher nicht gedacht zu werden;. unterläge die 
Forderung des Gläubigers einer kürzeren Ver­
jährungsfrist und wäre diese schon verstrichen, 
dann wäre ein Anlaß für die Eintreibung eines 
Beitrags des Genossenschafters nicht mehr gege­
ben. 

Die Bestimmung über den Beginn des Laufes 
der Verjährungsfrist kann nicht auf die Fälligkeit 
der Beitragspflicht abstellen, sondern nur auf die 
Fälligkeit der Forderung, zu deren Deckung die 
Haftung des Geriossenschafters in Anspruch ge­
nommen wird. Im Regelfall - wenn die Bei­
tragspflicht durch den Konkurs der Genossen­
schaft ausgelöst wird - hat diese Bestimmung 
kaum Bedeutung, da im Konkurs alle Forderun­
gen fällig werden (§ 14 Abs. 2Konk)JrsO). Wenn 
allerdings der Konkurs etwa mangels einer Mehr­
heit von Gläubigern unterbleibt, könnte die For­
derung dieses einzelnen Gläubigers erst später 
fällig werden, für diesen Fall soll die Eintreibung 
von Beiträgen nach § 15 Abs. 1 der Genossen­
schaftskonkursverordnung nicht durch eine Ver­
jährung der Ansprüche gegen die Genossenschaf­
ter verhindert werden. 

6. Ein ausgeschiedener GesellsChafter einer Per­
sonengesellschaIt haftet nach einhelliger Ansicht 
nur für die VerbindlichkeiJen weiter, die bis zu 
seinem Ausscheiden entstanden sind (Hueck, Das 
Recht der offenen Handelsgesellschaft 3, 330; 
Schlegelberger-Geßler 4 II 1142; Fischer im 
RGR-Kommentar 3 II 307). Gleiches bestimmten 
die §§' 55 und 78 des Genossenschaftsgesetzes 
ausdrücklich (mit der sich aus dem § 73 ergeben­
den Änderung, daß nicht der Zeitpunkt des tat­
sächlichen Ausscheidens, sondern seiner Eintra­
gung in das Mitgliederregister maßgebend sein 
sollte). Ob der § 3 Abs. 3 der Genossenschafts­
konkursverordnung dem derogiert und statt 
dessen die Haftung auf alle bis zum Frisüblauf 
entstehenden Schulden erweitert hat, sei dahin­
gestellt (so offenbar Demelius, Handelsgesetz­
buch 26 in den §§ 55 und 78). Die Abs. 2 der 
vorgeschlagenen Bestimmungen entsprechen der 
jedenfalls bis zur Genos~enschaftskonkursverord­
nung geltenden Rechtslage .im Genossenschafts­
recht und im wesentlichen der Rechtslage bei 
den Handelsgesellschaften. Eine Erstreckung der 
Haftung auch auf später entstandene Verbind­
lichkeiten wäre unbillig, da der Genossenschafter 
auf ihr Entstehen keinen Einfluß mehr nehmen 
kann, der Gläubiger aber wissen muß, daß er mit 
der Deckungspflicht dieses Genossenschafters 
nicht mehr rechnen kann. 

7. Da die gleichen rechtspolitischen Erwägun­
gen für alle. Arten von Genossenschaften gelten, 
soll die Regelung gleichmäßig für alle gelten. Die 
Gliederung des Genossenschaftsgesetzes bietet kei­
nen Platz für eine gemeinsame Regelung der 
Deckungspflicht der Genossenschafter und ihrer 
Verjährung. Die Regelung soll daher an ihrer 
bisherigen Stelle verbleiben, ab(!r für Genossen­
schaften mit unbeschränkter und mit beschränk­
ter Haftung gleich lauten. 

Zur Z. 10 

Zum § 79 Abs. 1 

Bisher wird dem Genossenschafter einer Ge­
nossenschaft mit beschränkter oder mit Geschäfts­
anteilshaftung sein. Geschäftsguthaben nach Er­
löschen seiner Haftung ausgezahlt. Da nun die 
Zeit der Nachschußpflicht nach den §§ 78, 86 a 
auf drei Jahre erweitert werden soll, wäre es für 
den Genossenschafter unbillig, drei Jahre auf die 
Rückzahlung seines Geschäftsguthabens warten 
zu müssen; in der Regel werden auch Deckungs­
ansprüche gegen die Genossenschafter durchsetz­
bar sein, so daß mit diesen ,Ansprüche? das Aus­
langen gefunden werden kann, wie dies ja auch 
für die Kommanditgesellschaft gilt. 

Das Geschäftsguthaben soll daher unabhängig 
von der Verlängerung des Haftungszeitraums 
zum gleichen Zeitpunkt ausgezahlt werden dürfen 
wie bisher. 
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Zu Z.ll 

Zum § 95 Abs. 2 

Nach der gehenden Vollziehungsklausel sind 
der "Handelsminister, der Minister des Innern 
und der Justizminister " ... , mit dem Vollzuge 
dieses Gesetzes beauftragt". Die Zuständigkeit 
des 13undesministers für Inneres dürfte heute 
keine Bedeutung mehr haben, da die Trennung 
der Genossenschaften von den Vereinen voll­
zogen ist. Der Bundesminister für Handel, Ge­
werbe und Industrie ist offenbar als eines der 
obersten Vollziehungsorgane genannt, deren Auf­
gabenkreis durch die Tätigkeit von Genossen­
schaften berührt werden kann. Die Anführung 
solcher Zentralstellen müßte aber viel umfang­
reicher sein; da die Aufzählung der Genossen­
schaften im § 1 nur eine beispielsweise ist, kämen 
fast alle Zentralstellen in Betracht: Solche Mit­
zuständigkeiten dürften aber im Genossenschafts­
gesetz selbst nicht notwendig sein, da hier ja 
nur die privatrechtlichen Beziehungen der Ge­
nossenschafter untereinander geregelt und die 
privatrechtlichen Beziehungen der Genossenschaft 
zu Drittin berührt werden; das Genossenschafts­
gesetz ist auch fast ausschließlich von den Gerich­
ten zu vollziehen, auf deren Tätigkeit ohnedies 
nicht Einfluß genommen werden kann. Soweit es 
sich um die überwachung d"er Tätigkeit der Ge­
nossenschaft handelt, ist die Zuständigkeit der 
beteiligten Zentralstellen ohnedies durch die §§ 92 
bis 95 Abs. 1 des Genossenschaftsgesetzes sowie 
durch das Genossenschaftsrevisionsgesetz (RGBI. 
Nr. 133/1903) und die Genossenschaftsnovellen 
1934 und 1936 gesichert. Auch die Tätigkeit 
etwa einer Aktiengesellschaft kann d,en Wirkungs­
kreis verschiedener ZentralstelIen berühren, zur 
Vollziehung des Aktiengesetzes 1965 ist aber, 
"soweit in ihm nichts anderes bestimmt ist", 
nur der Bundesminister für Justiz berufen (§ 273 
AktG 1965). 

Der Ausdruck ,;Gesetz" soll im Hinblick auf 
den Entstehungszeitpunkt des Stammgesetzes 
nicht durch "Bundesgesetz" ersetzt werden, wenn 
es auch heute den Rang eines solchen hat. Hierzu 
kommt noch, daß das geltende Gesetz in zahl­
reichen, durch den Gesetzesentwurf nicht berühr­
ten Bestimmungen ebenfalls das Wort "Gesetz" 
verwendet. 

Zum Artikel II 

Diese Regelung soll der Auslegung begegnen, 
daß den Bestimmungen zeitlich früherer Sonder­
vorschriften durch die vorgeschlagene Novelle 
derogiert worden sei. Das gilt besonders für das 
geltende' Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz vom 
29. Februar 1940, RGBl I S. 438, samt seinen 
DurChführungsbestimmungen. 

Eine vergleichbare Bestimmung enthält der 
§ 270 AktG 1965. 

Zum Artikel III 

Die §§ 1 und 2 haben ihr Vorbild 1m § 262 
AktG 1965. 

Durch den § 3 soll "eine unerwünschte Rück­
wirkung der geänderten Bestimmungen -auf die 
Zeit vor ihrem Inkrafttreten vermieden werden. 

Zum Artikel IV 

Im Gegensatz zur geänderten VoIlziehungs­
klausel des Genossenschaftsgesetzes (siehe Art. I 
Z. 11) ist hier die Einfügung "soweit dieses Ge­
setz nicht anders anordnet" nicht notwendig, weil 
in diesem Gesetzesentwurf im Gegensatz zu den 
unverändert gebliebenen" Bestimmungen des 
Stamm gesetzes (vgl.z. B. § 92 Genossenschafts­
gesetz) nicht anders angeordnet ist. 

Zur weiteren Begründung der Vollziehungs­
klausel wird auf die Erläuterungen zum Art. I 
Z. 11 verwiesen. 

ANHANG 

Gegenüberstellung der gesetzlichen Bestimmungen in der geltenden und in der 
Fassung des Entwurfs 

Geltende Fassung 

§ 1. Die Bestimmungen dieses Gesetzes haben 
Anwendung zu finden auf Vereine von nicht 
geschlossener Mitgliederzahl, welche die Förde­
rung des Erwerbes oder der Wirtschaft ihrer 
Mitglieder mittels gemeinschaftlichen Geschäfts­
betriebes oder mittels Kreditgewährung bezwek­
ken (Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften), 
wie auf " 

Vorschuß- und Kreditvereine, 
Rohstoff- und Magazinvereine, 

Neue Fassung 

§ 1. Dieses Gesetz gilt für Vereine von nicht 
geschlossener Mitgliederzahl, die im wesentlichen 
die Förderung des Erwerbes oder der Wirtschaft 
ihrer Mitglieder" bezwecken (Genossenschaften), 
wie für Kredit-, Einkaufs-, Verkaufs-, Konsum-, 
Verwertungs-, Nutzungs-, Bau-, Wohnungs- und 
Siedlungsgenossenschaften. 

Mittel zur Förderung kann auch die Beteili­
gung der Genossenschaft an juristischen Personen 
des Handels-, des Genossenschafts- und des Ver-
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Geltende Fassung, 

Produktivgeno~senschafien, 
Konsumvereine und Wohnungsgenossenschaf­
ten u. dgl. 

Keine Bestimmung 

§ 17. Der, Vorstand hat in der durch den 
Genossenschaftsvertrag bestimmten Form seine 
Willenserklärung kundzugeben und für die Ge­
nossenschaft zu zeichnen. Ist nichts darüber be­
stimmt, so ist die Zeichnung du~ch sämtliche 
Mitglieder des Vorstandes erforderlich. Die 
Zeichnung geschieht in der Weise, daß die Zeich­
nenden zu der Firma der Genossenschaft oder 
zu der Benennung des Vorstandes ihre Unter­
.schrift hinzufügen. 

'§ 24 Abs.1 

Der Genossenschaftsvertrag kann dem Vor­
stande einen Aufsichtsrat, welcher von den Ge­
nossenschaftern . aus ihrer ,Mitte, mit Ausschluß 
der Vorstandsmitglieder, gewählt wird und des­
sen Bestellung zu jeder Zeit widerruflich ist, an 
die Seite setzen. 

§ 24 Abs. 2 erster Satz 
Ist ein Aufsichtsrat bestellt, so überwacht der­

seIbe die Geschäftsführung der Genossenschah 
in allen Zweigen der Verwaltung, er kann sich 
von dem Gange der Angelegenheiten der Genos-

Neue Fassung 

einsrechts sowie an Personengesellschaften des 
Handelsrechts sein, wenn disee Beteiligung der 
Erfüllung des satzungsmäßlgen Zweckes der Ge­
nossenschaft und nicht überwiegend der Erzielung 
von Erträgnissen der Einlage dient. 

§ 5 a. Der Aufnahme in den Genossenschafts-, 
vertrag bedarf es, wenn die Genossenschaft zulas­
sen will 

1. die Ausdehnung des Zweckgeschäfts auf 
Nichtmitglieder, wobei die sich aus dem § 1 
Abs. 1 ergebende Beschränkung ausdrücklich auf­
zunehmen ist, oder 

2. die Beteiligung an juristischen Personen des 
Bandels-, des Genossenschafts- oder des Vereins­
rechts oder an Personengesellschaften des Han­
delsrechts. 

§ 17. Die Genossenschaft wird durch den Vor­
stand gerichtlich und außergerichtlich vertreten. 

Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, 
so sind, wenn der Genossenschaftsvertrag nicht 
anderes bestimmt, sämtliche Vorstandsmitglieder 
nur gemeinschaftlid1 zur Abgabe von Willens­
erklärungen und zur Zeichnung für die Genossen­
schaft befugt. Der Vorstand kann einzelne Vor­
standsmitglieder zur Vornahme bestimmter Ge­
schäfte oder bestimmter Arten von Geschäften 
ermächtigen. Ist eine Willenserklärung der Genos­
senschaft gegenüber abzugeben, so genügt die 
Abgabe gegenüber einem Vorstandsmitglied. 

Der Genossenschaftsvertrag kann, wenn der 
Vorstand aus mehreren Personen besteht, auch 
bestimmen, 'daß einzelne Von diesen allein oder 
in Gemeinschaft mit einem Prokuristen zur Ver­
tretung der Genossenschaft befugt sind; es muß 
aber in jedem Fall die Möglichkeit bestehen, daß 
die Genossenschaft vom Vorstand auch ohne die 
Mitwirkung eines Prokuristen vertreten werden 
kann. 

Der Vorstand hat in der Weise zu zeichnen, 
daß die Zeichnenden zu der Firma der Genossen­
schaft oder zu der Benennung des Vorstandes 
ihre Namensunterschrift hinzufügen. 

§ 24 Abs. 1 

Die Genossenschaft hat einen Aufsichtsrat zu 
bestellen. Dieser hat aus drei Mitgliedern zu be­
stehen, sofern nicht der Genossenschaftsvertrag 
eine höhere Anzahl festsetzt. Die Aufsichtsrats­
mitglieder sind von den Genossenschaftern aus 
ihrer Mitte, mit Ausschluß der Vorstandsmitglie­
der, zu wählen. Die Bestellung zum . Aufsichts­
ratsmitglied kann jederzeit widerrufen werden. 

§ 24 Abs. 2 erster und zweiter Satz 
Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung der 

Genossenschaft in allen Zweigen der Verwaltung 
zu überwachen, er kann sich vom Gang der Ange­
legenheiten der Genossenschaft unterrichten, 
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, Geltende Fassung 

senschaft unterrichten, die Bücher und Schriften 
derselben jederzeit einsehen und den Bestand der 
Genossenschaftskasse untersuchen. 

Keine Bestimmung 

§ 32. Im Falle der Beschlußunfähigkeit einer 
Generalversammlung ist, wenn der Genossen­
schaftsvertrag nichts anderes bestimmt, eine 
zweite Versammlung einzuberufen, welche ohne 
Rücksicht auf die Zahl der anwesenden oder ver­
tretenen Mitglieder beschlußfähig ist .. 

Die zweite Generalversammlung ist auf die 
Verhandlung jener Gegenstände beschränkt, für 
welche die vereitelte Versammlung einberufen 
war. 

§ 55 Abs. 1 

Die aus der Genossenschaft ausgeschiedenen 
Mitglieder sowie ihre Erben bleiben den Gläubi­
gern der Genossenschaft innerhalb der Verjäh­
rungsfrist für alle bis zum Ausscheiden von der 
Genossenschaft eingegangenen Verbindlichkeiten 
in Haftung. 

Neue Fassung 

deren Bücher und Schriften jederzeit einsehen 
und den Bestand der Genossenschaftskasse prüfen. 
Prokura darf nur mit seiner Zustimmung erteilt 

. werden. 

§ 24 a 

Ist deI' Aufsichtsrat nicht bestellt .. oder umfaßt 
er nicht wenigstens drei Mitglieder, so hat das 
Registergericht von Amts wegen zur Bestellung 
oder Ergänzung des Aufsichtsrats eine dreimona­
tige Frist zu bestimmen und, wenn die Frist 
fruchtlos verstrichen ist, für die Zeit bis zur 
Vornahme der Wahl die erforderlichen Mitglie­
der des Aufsichtsrats aus der Mitte der Genossen-· 
schafter selbst zu ernennen. 

Ist im Genossenschaftsvertrag eine höhere An­
zahl als dr~i Aufsichtsratsmitglieder festgesetzt, 
so hat das Registergericht die im Abs. 1 vor­
gesehenen Verfügungen zur Ergänzung bezüglich 
der die Zahl' 3 übersteigenden Aufsichtsratsmit­
glieder nur auf Antrag eines Genossenschafters 
zu treffen. 

§ 32. Im Fall der Beschlußunfähigkeit der Gene­
ralversammlung kann, wenn der Genossenschafts­
vertrag dies nicht ausschließt, über die in der' 
Tagesordnung angekündigten Gegenstände nach 
Abwarten einer Stunde ohne Rücksicht auf die 
Anzahl der anwesenden od~r vertretenen Mit­
glieder (§§ 31, 33 Abs. 3 zweiter Halbsatz) be­
schlossen werden. Hierauf muß in der Einladung 
hingewiesen worden sein. Die zur Beurteilung 
der Beschlußfähigkeit erforderlichen Tatsachen 
sind im Protokollbuch (§ 34 Abs. 2) festzuhalten. 

§ 55 Abs. 1 und 2 

Die Forderungen an einen Genossenschafter 
aus seiner Deckungspflicht verjähren in drei Jah­
ren. Diese Frist beginnt im Fall der Auflösung 
der Genossenschaft mit der Eintragung der Auf­
lösung in das Genossenschaftsregister, im Fall 
des vorherigen Ausscheidens des Genossenschaf­
ters mit der Eintragung seines AusscheideI1S in 
das bei der Genossenschaft zu führende Register 
der Mitglieder (§ 14). Wird die Forderung eines 
Gläubigers, zu deren Befriedigting die Deckungs~ 
pflicht eines Genossenschafters in Anspruch ge­
nommen wird, erst nach diesen Zeitpunkten fäl­
lig, so beginnt die Verjährung mit· dem Eintritt 
der Fälligkeit oder dem frühesten Zeitpunkt, zu 
dem der Gläubiger seine Forderung fäiIigstellen 
kann. 

Die Deckungspflicht vor der Auflösung der 
Genossenschaft ausgeschiedener Genossenschafter 
erstreckt sich auf alle Verbindlichkeiten der Ge­
nossenschaft, die vor dem Zeitpunkt· entstanden 
sind, in dem ihr Ausscheiden in das Register der 
Mitglieder eingetragen worden ist. 
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Geltende Fassung 

§ 78. Die Haftung eines ausgeschiedenen Genos­
senschafters oder seiner Erben dauert noch durch 
ein Jahr nach Ablauf des Geschäftsjahres, in wel­
chem das Ausscheide~ des Genossenschafters er­
folgt ist, insofern nicht durch den Genossen­
schaftsvertrag eine längere Dauer der Haftung 
festgesetzt ist, und erstre<kt sich auf alle Ver­
bindlichkeiten, welche von der Genossenschaft 
bis zur Ausscheidung des Genossenschafters ein­
gegangen waren. 

§ 79 Abs. 1 

Der Geschäftsanteil des ausgeschiedenen Genos­
senschafters und das sonst demselben auf Grund 
des Genossenschaftsverhältnisses gebührende Gut­
haben darf erst nach dem Erlöschen der in § 78 
erwähnten Haftung ausbezahlt werden. 

§ 95 Abs. 2 

Der Handelsminister, der Minister des Innern 
und der Justizminister sind mit dem Vollzuge 
dieses Gesetzes beauftragt. 

Neue Fassung 

§,78. Die Forderungen an einen Genossenschaf­
ter aus seiner De<kungspflicht verjähren in drei 
Jahren. Diese Frist beginnt im Fall der Auflösung 
der Genossenschaft mit der Eintragung der Auf­
lösung in das Genossenschaftsregi~ter, im Fall 
des vorherigen Ausscheidens des Genossenschaf­
ters mit der Eintragung seines Ausscheidesn in 
das bei der Genossenschaft zu führende Register 
der Mitglieder (§ 14). Wird die Forderung eines 
Gläubigers, zu deren Befriedigung die De<kungs­
pflicht eines Genossenschafters in Anspruch ge-

, nommen wird, erst nach diesen Zeitpunkten fäl­
lig, so beginnt die Verjährung mit dem Eintritt 
der Fälligkeit oder dem frühesten Zeitpunkt, zu 
dem der Gläubiger seine Forderung fälligstellen 
kann. ' 

Die De<kungspflicht vor der Auflösung der 
Genossenschaft ausgeschiedener Genossenschafter 
erstre<kt sich auf alle Verbindlichkeiten der Ge­
nossenschaft,' die vor dem Zeitpunkt entstanden 
sind, in dem ihr Ausscheiden in das Register der 
Mitglieder eingetragen worden ist. 

§ 79 Abs. 1 

Der Geschäftsanteil des ausgeschiedenen Genos­
senschafters und das ihm sonst auf Grund des 
Genossenschaftsverhältnisses gebührende Gut­
haben dürfen erst ein Jahr nach Ablauf des 
Geschäftsjahrs ausgezahlt werden, in dem der 
Genossenschafter ausgeschieden ist. 

§ 95 Abs. 2 

Soweit dieses Gesetz nicht anderes anordnet, ist 
mit seiner Vollziehung der Bundesminister für 
Justiz betraut .. 
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